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Durch die Hochrechnung auf
die tägliche Ausscheidung
komme der vollständigen
Sammlung des Urins über 24
Stunden eine kritische Be-
deutung zu, erklären Hoff-
mann und Kollegen. Gerade
diese Angaben aber seien
vermutlich nicht immer zu-
verlässig gewesen. Verluste
führten hier systematisch zu
einer Unterschätzung der
Uranausscheidung. Bei der
Auswertung sei auch nicht die
exponierte Gruppe mit der
Kontrollgruppe verglichen
worden, sondern lediglich
beide Gruppen separat mit ih-
ren jeweiligen Ausgangswer-
ten. So habe tatsächlich die
Uranausscheidung der Gruppe
mit möglicher DU-Kontami-
nation um etwa 60 Prozent
über dem Erwartungswert
gelegen. Da im Bericht nur die
Gesamtgröße der Studien-
gruppe, nicht aber die Größe
der Kontroll- und Untersu-
chungsgruppe angegeben ist,
habe die statistische Signifi-
kanz dieses Hauptergebnisses
allerdings nicht präzise er-
mittelt werden können. Bei
annähernd gleichen Gruppen-
größen sei aber eine Signifi-
kanz gegeben.
Die bisher erhobenen Werte
der Uranausscheidung im
Uran erlauben keine verläßli-
che Feststellung der Inkorpo-
ration durch Inhalation von
schwerlöslichem DU in Men-
gen, die einer Folgedosis von
mehreren Millisievert entspre-
chen, konstatieren Hoffmann,
Franke und Greiser. Mit den
angewandten Methoden sei
eine Inhalation von schwer-
löslichem DU erst dann ver-
läßlich nachweisbar, wenn die
dadurch verursachte Folgedo-
sis um mehr als das 1000-fa-
che über der Dosis liegt, die
jährlich durch die mittlere
Hintergrundbestrahlung mit
Uran aus natürlichen Quellen
verursacht wird. Dieser Sach-
stand sei dadurch bedingt, daß
das Uran aus natürlichen
Quellen überwiegend in stär-
ker löslicher Form aufge-
nommen und um ein Vielfa-
ches stärker mit dem Urin
ausgeschieden werde.
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In Schweden
war mehr
Uran im Urin
als im Kosovo
Das Forschungsinstitut des
schwedischen Verteidigungs-
ministeriums FOI hat den
Urangehalt im Urin von 200
schwedischen Soldaten, die
nach sechs Monaten aus dem
Kosovo nach Hause kamen,
mit dem Urangehalt von 200
Soldaten verglichen, die erst
dorthin reisen sollten. Das
überraschende Ergebnis war,
daß die Soldaten, die in
Schweden geblieben waren,
drei- bis viermal mehr Uran
im Urin hatten als die zurück-
gekehrten Soldaten aus dem
Kosovo. Es war befürchtet
worden, daß die Soldaten der
Strahlung von abgereichertem
Uran (DU) ausgesetzt waren,
die sich in den von der NATO
angewandten panzerdurch-
schlagenden Projektilen be-
fand. Das meldete die schwe-
dische Zeitung Svenska Dag-
bladet am 8. August 2001.

Die Generalärztin Ann-Marie
Göransson erklärte dem Be-
richt zufolge, daß die Ursache
vermutlich im hohen Urange-
halt des schwedischen Ur-

bergs zu suchen sei, wodurch
das Trinkwasser in Schweden
mehr Uran enthalte als der
sandige Boden am Mittel-
meer. Das Ergebnis der Unter-
suchung sei so interessant, daß
die Strahlenschutzbehörde SSI

Ungeachtet zahlreicher Prote-
ste von Umweltschutzorgani-
sationen und der Ablehnung
durch die Mehrheit seiner
Bürger hat Rußlands Präsident
Wladimir Putin am 11. Juli
2001 ein Gesetzespaket unter-
zeichnet, das die Einfuhr von
Atommüll aus dem Ausland
erlaubt. Zuvor hatte die russi-
sche Staatsduma mit 243 von
450 Stimmen am 6. Juni 2001
zugestimmt. Das russische
Atomministerium verspricht
sich davon ein Milliardenge-
schäft. In den kommenden
zehn Jahren soll Rußland
durch die Einfuhr und Lage-
rung von 20.000 Tonnen ab-
gebrannter Brennelemente 21
Milliarden Dollar einnehmen.

„Die Abgeordneten haben für
eine Umweltkatastrophe ge-
stimmt“, sagte Berichten aus
Moskau zufolge der Vorsit-
zende der Partei Jabloko, Gri-
gorij Jawlinskij, nach der Ent-
scheidung des russischen Un-
terhauses. Seine Partei wolle
ein Referendum zu dieser
Frage anstrengen. Umweltor-
ganisationen hatten in der
Vergangenheit bereits 2,5
Millionen Unterschriften ge-
gen das neue Gesetz gesam-
melt (Strahlentelex berichte-
te), von denen jedoch 600.000
von der zentralen Wahlkom-
mission für ungültig erklärt
wurden. Für die Abhaltung ei-
nes Referendums sind jedoch
zwei Millionen gültige Unter-
schriften notwendig. Nach

Umfragen mehrerer Mei-
nungsforschungsinstitute äu-
ßerten sich 80 Prozent der be-
fragten russischen Bürger ge-
gen eine Einfuhr von Atom-
müll aus dem Ausland.

600 Nichtregierungsorganisa-
tionen hatten in einem Appell
an Präsident Putin gegen die
Atommüll-Novelle protestiert,
die zunächst auch vom russi-
schen Oberhaus, dem Födera-
tionsrat, gebilligt werden
mußte, bevor sie durch die
Unterschrift des Präsidenten
in Kraft treten konnte. „Nur
die Mafia kann an Gesetzen
interessiert sein, die dem Im-
port von Atommüll den Weg
freimachen und Rußland in
eine Atommülldeponie ver-
wandeln“, wird zwar der Vor-
sitzende des Föderationsrates,
Jegor Strojew, zitiert, doch
galt es von vornherein als un-
wahrscheinlich, daß sich das
inzwischen von Putin ent-
machtete Oberhaus gegen den
Kreml stellen würde.

Das russische Umweltgesetz
hatte bisher nur die Einfuhr
von Brennstäben aus Kraft-
werken sowjetischer Bauart
erlaubt. Das neue Gesetz un-
tersagt nun zwar weiterhin die
Endlagerung von Atommüll,
aber die abgebrannten Brenn-
elemente sollen auf unbe-
stimmte Zeit in Rußland zwi-
schengelagert werden können.
Das Moskauer Atomministe-
rium geht davon aus, daß

weiter dazu forschen werde.
Der hohe Urangehalt im
schwedischen Erdboden ist
auch die Ursache für das be-
kannte besondere Radonpro-
blem in schwedischen Häu-
sern. l

Atomwirtschaft

Rußland will
Atommüll importieren
Staatsduma billigte neue Gesetze
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Staaten wie Taiwan, Südko-
rea, Spanien, Japan, die
Schweiz und Deutschland an
einem Abschluß entsprechen-
der Verträge interessiert sind.
Bedenken wird mit der Versi-
cherung entgegengetreten,
etwa 70 Prozent der Einnah-
men würden dafür verwendet,
die veralteten und unsicheren
russischen Atomreaktoren zu
modernisieren und Umwelt-
probleme zu lösen. In Rußland
lagern demnach bereits 14.000
Tonnen hochradioaktiver
Atommüll aus russischen An-
lagen. Die neuen abgebrann-
ten Brennelemente sollen in
Depots in Krasnojarsk in Sibi-
rien und in Majak bei Tschel-
jabinsk im Ural gelagert wer-
den. Majak ist der weltweit
größte Nuklearkomplex und
wird als einer der am stärksten
radioaktiv verseuchten Orte
der Welt bezeichnet.

Geht es nach dem Zeitplan des
neuen Gesetzes, rollt der letzte
Atommülltransport im Jahr
2012 ins Zwischenlager der
Atomfabrik „Majak“ im Ge-
biet Tscheljabinsk. Im Jahr
2021 sollen mit „Majak“ und
„PT-2“ in der Nähe von Kursk
gleich zwei Wiederaufarbei-
tungsanlagen betriebsbereit
sein. Bis zum Jahr 2041 soll
nach russischen Plänen
schließlich auch ein Endlager
entstehen.

Greenpeace weist darauf hin,
daß die Lieferung von Atom-
müll aus westlichen Ländern
nach Rußland praktisch nur
mit Zustimmung der US-ame-
rikanischen Regierung erfol-
gen könnte. Nur für 7,5 Pro-
zent der jährlich weltweit pro-
duzierten 2.400 Tonnen abge-
brannter Nuklearstoffe sei das
ohne die Zustimmung der
Amerikaner möglich. Denn
die Vereinigten Staaten haben
mit allen Ländern, in die sie
nukleare Brennstoffe geliefert
hat und in denen Reaktoren
amerikanischer Firmen errich-
tet wurden, Abkommen ge-
schlossen, die die Lieferung
abgebrannter Brennelemente
in Drittländer von ihrer Zu-
stimmung abhängig machen.
„Ohne die Unterstützung der

Amerikaner schrumpft das
grandiose Programm des rus-
sischen Atomministeriums zu
der alten sowjetischen Praxis
zusammen, den Atommüll der
sozialistischen Bruderstaaten
abzunehmen“, sagte Tobias
Münchmeyer von Greenpeace.

Die Türkei reagierte schnell
und kündigte nur wenige Tage
nach der Entscheidung der
Duma ihren Widerstand gegen
Atommüll-Transporte durch

Bis Ende 1999 wurden von
den Wiederaufarbeitungsanla-
gen im französischen La
Hague und im englischen Sel-
lafield insgesamt 4.075 Ton-
nen Brennelemente wiederauf-
gearbeitet. Das erklärte die
Bundesregierung in der Ant-
wort (14/6655) auf eine Klei-
ne Anfrage der PDS (14/
6252). Aufgrund sogenannter
Altverträge waren den Anga-
ben zufolge 4.273 Tonnen ab-
gebrannter Brennelemente an
die Compagnie Générale des
Matières Nucléaires (COGE-
MA) überstellt worden. Da-
von habe die Betreiberfirma
im französischen La Hague
bis Ende 1998 zunächst 3.652
Tonnen und bis Ende 1999
insgesamt 4.019 Tonnen wie-
deraufgearbeitet. Ebenfalls auf
der Grundlage von Altverträ-
gen seien 445 Tonnen abge-
brannte Elemente an die Bri-
tish Nuclear Fuels (BNFL)
geliefert worden, von denen
56 Tonnen wiederaufbereitet
wurden.

Auf der Basis von Neuverträ-
gen seien seit 1998 weitere
273 Tonnen abgebrannter
Brennelemente an die COGE-
MA und 112 Tonnen nach
Sellafield geliefert worden,
bei denen bislang jedoch noch
keine Wiederaufarbeitung er-
folgt sei.

Sämtliche Mengenangaben zu
den Stichtagen von 1998 und
1999 sind nach Auskunft der
Bundesregierung mit Aus-

nahme der höheren Zahl wie-
deraufbereiteter Brennelemen-
te in La Hague identisch, da in
der gesamten Zeit keine
Transporte von oder nach
Deutschland erfolgten. Anga-
ben zur Größenordnung an-
gelieferter oder wiederaufbe-
reiteter Brennelemente bis
zum Stichtag Ende 2000 lägen
noch nicht vor.

Die Zahl vorhandener Atom-
transportbehälter in Deutsch-
land zum Stand 15. Juni 2001
wird mit insgesamt 17 ange-
geben. Davon stehen 11 Be-
hälter aus vier unterschiedli-
chen Typenreihen für den
Transport nach Frankreich zur
Verfügung. Für den Transport
nach Sellafield gibt es sechs
Behälter aus zwei Typenli-
nien. l
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Neue Anforderun-
gen an Transport-
behälter für natür-
liches oder abge-
reichertes Uran

Um dem chemischen Gefähr-
dungspotential von natürli-
chem oder abgereichertem
Uran (Uranhexafluorid, UF6)
Rechnung zu tragen, hat die
Internationale Atomenergie-
behörde (IAEA) bei der letz-
ten Revision ihre Empfehlun-
gen geändert.

Die speziellen Anforderungen
an UF6-Transportbehälter
sollen am 1. Januar 2002 in
Kraft treten, wie die Bundes-
regierung in der Antwort
(14/6692) auf eine Kleine
Anfrage der PDS (14/6254)
erklärt. Danach unterliegen
die sogenannten 48Y-Behälter
für natürliches oder abgerei-
chertes Uran künftig einer Zu-
lassungspflicht, die unter an-
derem auch die Integrität bei
einem Brand einschließt. Nach
den gegenwärtig gültigen
Rechtsvorschriften für den
Transport gefährlicher Güter
sind nach Regierungsangaben
Verpackungen zum UF6-
Transport noch als „Industrie-
versandstücke“ eingruppiert.

Die Lagerung von UF6 in
Deutschland ist laut Antwort
der Bundesregierung zeitlich
begrenzt. Nach Fristablauf sei
die Sicherheit einer weiteren
langfristigen Zwischenlage-
rung mit einem neuen Ge-
nehmigungsverfahren nach-
zuweisen. Im Rahmen dieser
Genehmigung würden auch
Korrosionsschäden erfasst.
Nach Mitteilung des Bundes-
amtes für Materialforschung
sei die „innere Korrosion“ der
Behälter auch bei einem Zeit-
raum über Jahrzehnte nur un-
bedeutend. Maßgeblich für ein
Versagen von Behältern sei
vielmehr die Korrosion von
außen. Diese könne aber
zuverlässig unter Kontrolle
gehalten werden, wenn wie-
derkehrende Prüfungen vor-
genommen würden.

Die für den Transport von
natürlichem und abgereicher-
tem UF6 verwendeten 48Y-
Behälter erfüllten bislang
nicht die Richtlinien der
IAEA. In einem Feuertest am
„Institut de Protection et de
Sûreté Nucléaire“ (ISPN) in
Frankreich (Testprogramme
Tenerife und Peecheur) konn-
te nicht ausgeschlossen wer-
den, daß die 48Y-Behälter bei
einem Brand (800 Grad Cel-
sius, 30 Minuten) bersten. Da-
her gilt der Transport von na-
türlichem und abgereichertem
UF6 als besonders bedenklich.

l

ihre Gewässer nach Russland
an. Das Land werde alle recht-
lichen Möglichkeiten ausschö-
pfen, um solche Transporte
durch die Meerengen der Dar-
danellen und des Bosporus zu
verhindern, erklärte das Um-
weltministerium in Ankara.
Bundesumweltminister Trittin
hatte gegenüber der Presse an-
gekündigt, daß aus Deutsch-
land kein Atommüll nach
Russland exportiert werde. l

Atommüll

Mehr als 4.000 Tonnen Brennelemente
wurde im Ausland wiederaufgearbeitet


